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das Blatt erſcheint nach * 84 % Zu beziehen durch alle Noft: 
Brbarf, m allgemeinen = anftalten und durch die 
monallich zweimal, zum Expedition des Blattes 
Preiſe von jährlich M. 6. \ Berlin W. 8, Mauerſtr. 43/44 
der 


Handels- und Gewerbe-Verwaltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Handel und Gewerbe. 
Ar. 10. Berlin, Sonnabend, den 1. Mai 1909. 9. Jahrgang. 
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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller— Hörter nach Stettin, Iſſel in Frank— 
gnädigſt geruht, den kommiſſariſchen Direktor furt a. O. nach Aachen, Seidemann in 
der Baugewerkſchule in Stettin, Profeſſor Görlitz nach Eckernförde, Schultz in 
Behr, zum Baugewerkſchuldirektor zu er— Poſen nach Görlitz, Koller in Stettin 
nennen. nach Caſſel, Czerlinsky in Barmen 

nach Idſtein, Riemaſch in Dt. Krone 

Die Gewerbereferendare Ziegler aus nach Barmen, Dr. Hortig in Königs— 
Halle a. S., Sander aus Frankfurt a. O. berg i. Pr. nach Magdeburg, de Grahl 
und Loch aus Königsberg i. Pr. ſind nach in Nienburg a. W. nach Hildesheim; 
beitandener Prüfung zu Gewerbeaſſeſſoren der Baugewerkſchullehrer Stiller in Höxter 
ernannt und den Gewerbeinſpektionen Viele— nach Müniter i. W. 
feld, Crefeld und Minden i. W. als Hilfs— 
arbeiter überwieſen worden. Als Baugewerkſchulhilfslehrer ſind über— 

= 1 Br wieſen worden: 
5 Den een ee ee Regierungsbaumeiſter Hartung nach 
Behr iſt die Leitung der Baugewerkſchule in Aachen, Diplomingenieur Hoffart nach 
Stettin übertragen worden. Barmen, Diplomingenieur Dr. Ing. 
5 Wende nach Buxtehude, Architekt 
Verſetzt ſind: 0 Drexel und Diplomingenieur Krautz 
die Baugewerkſchuloberlehrer, Profeſſor nach Cöln, Regierungsbauführer a. D. 
Germer in Stettin nach Frankfurt a. O., Laube nach Dt. Krone, Regierungs⸗ 
Profeſſor Schär in Höxter nach Erfurt, baumeiſter Haſſauer und Diplom⸗ 
Machmar in Königsberg i. Pr., Knauer ingenieure Grein, Tſchirch und 
in Erfurt, Böhm in Nienburg a. W. und Böttcher nach Görlitz, Diplom⸗ 
Wilimzig in Breslau nach Eſſen, Brock— ingenieur Bierberg nach Hildesheim, 


mann in Erfurt nach Cöln, Peters in Regierungsbauführer Krieg und Di- 
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plomingenieure Pütz und Hofe nach Zu Gewerbeſchullehrerinnen ſind ernannt 
Hörter, Regierungsbaumeiſter Hae⸗ worden: 

dame e Sg gag fedege , en de dane, und Gmerhefäute ſn 
Diplomingenieure Henkel und Thurn Mädchen in Poſen Frl. Anna Lehue, 
nach Rendsburg, Regierungsbaumeiſter an der Handels und Gewerbeſchule für 
Weinerth und Architekt Schönemann Mädchen in Potsdam Frl. Hildegard 
nach Stettin. | Schwalbe, Frl. Alice Rothe und 

Frl. Martha Klag. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Wiederbeſchäftigung oder Wiederauſtellung von Penſionären und Wartegeldempfüngern. 
Der Minifter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 5. April 1909. 

An die Stelle der Beſtimmungen in dem Runderlaſſe des Herrn Finanzminiſters 
und des Herrn Miniſters des Innern vom 9. April 1895 — Min. Bl. f. d. l. V. S. 88 — 
treten die hierunter abgedruckten, im Einverſtändniſſe mit den übrigen Herren Reſſort⸗ 
miniſtern ſowie der Reichsverwaltung und der Königlichen Oberrechnungskammer aufgeftellten 
Ausführungsbeſtimmungen über die Einziehung oder Kürzung der Zivilpenſionen, Hinter⸗ 
bliebenenbezüge und Wartegelder bei Wiederbeſchäftigungen oder Wiederanſtellung der 
Penſionäre und Wartegeldempfänger. 

Ich erſuche, für den Geſchäftsbereich meiner Verwaltung hiernach in Zukunft zu 
verfahren. 

Im Auficage. 
IIa 1542. von der Hagen. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Ausführungsbeſtimmungen 
über die 


Einziehung oder Kürzung der Zivilpenſionen, Hinterbliebenenbezüge und 
Wartegelder bei Wiederbeſchäftigungen oder Wiederanſtellungen der Penſionäre 
und Wartegeldempfänger. 


188 27— 29 des preußiſchen Zivilpenſionsgeſetzes in der Faſſung vom 21. A4 1907 (Geſetzſamml. S. =. 
$ 4 ebendaj. in der Faſſung vom 27. Mai 1907 in Verbindung mit 88 24 ff. des Offtzierpenſionsgeſetzes vom 
N h 31. Mat 1906 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 565). 
5 12a des preußiſchen Hinterbliebenenfürſorgegeſetzes in der Faſſung vom 27. Mai 1907 (Geſetzſamml. S. 99). 
88 30, 57--60 des Reichsbeamtengeſetzes in der Faſſung vom 18. Mai 1907 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 245). 
§§ 15—17 des Beamtenhinterbliebenengeſetzes für das Reich vom 17. Mai 1907 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 208). 
Allerh. Erlaß vom 14. Juni 1848 (Geſetzſamml. S. 153). 
Allerh. Verordn. v. 23. Mai 1901 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 189). 


A. Einziehung oder Kürzung von Penſionen 
a. früherer preußiſcher unmittelbarer Staatsbeamten ausſchließlich der Offiziere 
der Landgendarmerie. 
J. Bei Anſtellung oder Beſchäftigung. 

1. Nach § 27 Abſ. 1 Ziff. 2 des Zivilpenſionsgeſetzes ruht das Recht auf den Bezug 
der Penſion, wenn und ſolange ein Penſionär im Reichs⸗ oder Staatsdienſt ein Dienſt⸗ 
einkommen bezieht, inſoweit als der Betrag dieſes neuen Dienſteinkommens unter Hinzu⸗ 
rechnung der Penſion den Betrag des von dem Beamten vor der Penſionierung bezogenen 
Dienſteinkommens überſteigt. Als Reichs⸗ oder Staatsdienſt im Sinne dieſer Vorſchrift 
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gilt laut Abſ. 2. a. a. O. außer dem Militär- und Gendarmeriedieuſte jede Auſtellung oder 
Beſchäftigung als Beamter oder in der Eigenſchaft eines Beamten im Dienſte des Deutſchen 
Reichs, eines Bundesſtaats, eines deutſchen Kommunalverbandes, der Verſicherungsanſtalten 
für die Invalidenverſicherung und ſtändiſcher oder ſolcher Inſtitute, welche ganz oder zum 
Teil aus Mitteln des Reichs, eines Bundesſtaats oder eines deutſchen Kommunalverbandes 
unterhalten werden. 

Bei Dienſtleiſtungen, in welchen der Penſionär zu der ihn wiederbeſchäftigenden Be⸗ 
hörde nicht in das öffentlich⸗rechtliche Verhältnis eines Beamten, ſondern lediglich in ein 
gt kn Verhältnis tritt, findet dagegen eine Einziehung oder Kürzung der Penſion 
nicht ſtatt. 

2. Bevor ein Penſionär wieder angeſtellt oder beſchäftigt wird, oder wenn demnächſt 
in ſeiner neuen dienſtlichen Stellung eine Anderung eintritt, iſt deshalb in jedem Falle 
feſtzuſtellen, ob der Penſionär in das öffeutlich-rechtliche Verhältnis eines Beamten oder 
lediglich in ein privatrechtliches Verhältnis zu der ihn beſchäftigenden Behörde tritt bezw. 
in einem ſolchen verbleibt. 

Bei einer Wiederverwendung als Staatsbeamter iſt dem Penſionär in einer mit ihm 
aufzunehmenden Verhandlung zu eröffnen, daß er die Eigenſchaft eines Staatsbeamten 
wiedererlangt habe. 

3. Die Frage, ob ein Beamten⸗ oder ein privatrechtliches Verhältnis vorliegt, iſt 
nach den betreffenden dienſtpragmatiſchen Grundſätzen zu beſtimmen, wobei für die Annahme 
eines Beamtenverhältniſſes namentlich entſcheidend ſein wird, ob der Betreffende geſetzlich 
der Dilziplinargewalt unterworfen iſt. Ein Penſionär, welcher eine im Etat aufgeführte 
Stelle unter Bezug der mit ihr verbundenen Beſoldung bekleidet, iſt ſtets als Beamter 
anzuſehen. Ein privatrechtliches Verhältnis wird regelmäßig dann vorliegen, wenn es ſich 
um gering gelohnte, lediglich mechaniſche Dienſtleiſtungen handelt, welche aus ſächlichen 
Fonds vergütet werden. 

4. Diejenige Staats⸗, Kommunal- ꝛc. Behörde, welche einen Staatspenſionär anſtellt 
oder beſchäftigt, hat der Penſionsregelungsbehörde, oder wenn dieſe nicht bekannt iſt, der 
zahlenden Kaſſe von der erfolgten Anſtellung oder Beſchäftigung unter genauer Bezeichnung 
der neuen Dienſtſtellung Nachricht zu geben. Dabei iſt anzugeben, ob der Penſionär die 
Eigenſchaft eines Beamten erlangt hat oder ob er ſich nur in einem privatrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe zu der ihn beſchäftigenden Behörde befindet, ſowie ob es ſich um eine dauernde 
oder nur vorübergehende Beſchäftigung handelt. 

Als vorübergehende Beſchäftigungen (§ 29 Abſ. 2 des Zivilpenſionsgeſetzes) gelten 
ſolche, die entweder auf eine beſtimmte Zeit beſchränkt oder zur Befriedigung vorüber⸗ 
gehender Bedürfniſſe beſtinunt, mithin ihrer Natur nach zeitlich beſchränkt find. 

Die Benachrichtigung muß ferner genaue Angaben über die Art und die Höhe des 
bewilligten neuen Dienſteinkommens — unter Beachtung der Vorſchriften des § 27 Abſ. 3 
des Zivilpenſionsgeſetzes — enthalten und den Zeitpunkt angeben, mit welchem der Bezug 
des neuen Dienſteinkommens beginnt. 

5. In gleicher Weiſe hat eine Benachrichtigung von allen Veränderungen in den 
Dienſtverhältniſſen des angeſtellten oder wiederbeſchäftigten Penſionärs, insbeſondere bei 
Erhöhung oder Verminderung des Dienſteinkommens oder bei Verleihung oder Entziehung 
der Beamteneigenſchaft, bei Stellenwechſel oder Wiederausſcheiden aus dem Dienſte ſtatt⸗ 
zufinden. Ruht jedoch der Penſtonsbezug bereits ganz, ſo bedarf es der Mitteilung einer 
Dienſteinkommens erhöhung nicht. 

6. Die zu 4 und 5 angeordneten, von den Penſionsregelungsbehörden — tunlichſt 
urſchriftlich — als Rechnungsbeleg mitzuverwendenden Nachrichten ſind in Zukunft in jedem 
einzelnen Falle und nachträglich, ſoweit es nicht bereits geſchehen iſt, alsbald für alle die⸗ 
jenigen Penſionäre zu geben, welche ſich am 1. April 1907 in einem Dienſte der gedachten 
Art befanden oder ſeit dieſer Zeit in einen ſolchen eingetreten ſind. 


II. Bei Wiederpenfionterung. 


1. Nach 8 28 des Zivilpenſionsgeſetzes kann die Penſion wegfallen oder eine Kürzung 
eintreten, wenn der Penſionär im Reichs⸗ oder Staatsdienſt im Sinne der Vorſchrift in 
827 Abſ. 2 dal. — ſ. vor. zu A. a. I. Ziff. 1 — von neuem eine Penſion erdient. 

2. Es ift daher, ſobald eine ſolche neue Penſion für einen Staatspenſionär feſtgeſetzt 
wird, von der feſtſetzenden ſtaatlichen, kommunalen ꝛc. Behörde der Penſionsregelungs⸗ 
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behürde, oder wenn dieſe nicht bekannt ift, der die alte Penſion zahlenden Kaſſe unter 
Beiſügung einer Abſchrift der neuen Penſiousnachweiſung Nachricht zu geben. 

3. Dieſe Nachricht iſt in Zukunft in jedem einzelnen Falle und nachträglich, ſoweit 
es nicht bereits geſchehen iſt, alsbald für alle diejenigen Penſionäre zu geben, welche nach 
dem 1. April 1907 mit Penſion aus einer neuen Stellung der gedachten Art in den Ruhe 
ſtand übergetreten ſind. 


b. früherer Offiziere der preußiſchen Landgendarmerie ſowie früherer Reichs— 
beamten und früherer Beamten der Schutzgebiete. 


Die zu a getroffenen Beſtimmungen finden gleichmäßig Anwendung in bezug auf 
penſionierte Offiziere der preußiſchen Landgendarmerie; |. S 4 des Zivilpenſionsgeſetzes in 
Verbindung mit SS 24ff. des Offizierpenſionsgeſetzes. 

Sie gelten ferner gemäß §§ 57—59 des Reichsbeamtengeſetzes und gemäß Art. I der 
Allerh. Verordnung vom 23. Mai 1901 auch in bezug auf frühere Reichsbeamte und frühere 
Beamte der Schutzgebiete, welche mit Penſion aus dem Reichsdienſt oder Schutzgebiets⸗ 
dienſt ausgeſchieden ſind, mit der Maßgabe, daß die vorgeſchriebenen Nachrichten an die— 
jenige Reichsbehörde zu richten ſind, bei welcher der Reichspenſionär zuletzt angeſtellt war. 
Bei früheren Beamten der Schutzgebiete find die Nachrichten an das Reichs-Kolonialamt — 
bei Beamten des Schutzgebiets Kiautſchou an das Reichs-Marineamt — zu richten. 


B. Einbehaltung oder Kürzung von Bezügen der Hinterbliebenen 


a. früherer preußiſcher unmittelbarer Staatsbeamten einſchließlich der 
Offiziere der Landgendarmerie. 


1. In den Fällen der außerhalb des unmittelbaren preußiſchen Staatsdienſtes er 
folgenden Wiederanſtellung eines Penſionärs im Reichs- oder Staatsdienſt im Sinne der 
§§ 27 und 28 des Zivilpenſionsgeſetzes kann nach $ 12a Abſ. 2 des Hinterbliebenenfürſorge 
geſetzes das den Hinterbliebenen geſetzlich zuſtehende Witwen⸗ und Waiſengeld einbehalten 
oder gekürzt werden, wenn der Penſionär in der neuen Stellung Verſorgungsanſprüche für 
ſeine Hinterbliebenen erworben hat. 

2. Es iſt daher von der kommunalen pp. Behörde, welche ſolche Verſorgungsanſprüche 
für die Hinterbliebenen eines bei ihr angeſtellt geweſenen Staatspenſionärs feſtſetzt, alsbald 
an die die ſtaatlichen Reliktengelder feſtſetzende Behörde, oder wenn dieſe nicht bekannt iſt, 
an die Penſionsregelungsbehörde oder die Kaſſe, welche die Penſion zahlt bezw. zuletzt 
gezahlt hat, Mitteilung zu machen unter Beifügung einer Abſchrift von der Feſtſetzung der 
kommunalen pp. Hinterbliebenenbezüge. Inſoweit für die Hinterbliebenen am oder nach dem 
1. April 1907 verſtorbener Staatspenſionäre ſolche Feſtſetzungen bereits ſtattgefunden haben, 
ſind die entſprechenden Nachrichten, falls es nicht bereits geſchehen iſt, nachträglich zu geben. 


b. früherer Reichsbeamten und früherer Beamten der Schutzgebiete. 

1. Dasjelbe wie zu a gilt nach § 15 Ziff. 2 des Beamtenhinterbliebenengeſetzes und 
gemäß Art. IE der Allerh. Verordnung vom 23. März 1901 ſinngemäß auch hinſichtlich der 
Bezüge der Hinterbliebenen von penſionierten Reichsbeamten und Beamten der Schutzgebiete 
mit der Maßgabe, daß die Nachricht an diejenige Reichsbehörde, bei welcher der Reichs- 
penftonär zuletzt angeſtellt war, zu geben iſt und zwar auch dann, wenn die Wieder 
beſchäftigung des Reichspenſionärs im preußiſchen unmittelbaren Staatsdienſt erfolgt war; 
in letzterem Falle hat die Benachrichtigung von derjenigen preußiſchen Staatsbehörde aus 
zugehen, welche die ſtaatlichen Hinterbliebenenbezüge feſtgeſetzt hat. Bei früheren Beamten 
der Schutzgebiete ſind die Nachrichten an das Reichs⸗Kolonialamt — bei Beamten des 
Schutzgebiets Kiautſchou an das Reichs-Marineamt — zu richten. 

2. Nach § 15 Ziff. 3 des Beamtenhinterbliebenengeſetzes und gemäß Art. II der Allerh. 
Verordnung vom 23. Mai 1901 ruht das Recht auf den Bezug des Reichs⸗Witwen⸗ und 
Waiſengeldes, ferner bei einer Anſtellung oder Beſchäftigung der Witwe oder der Waiſen 
als Beamter oder in der Eigenſchaft eines Beamten im Reichs⸗ oder Staatsdienſt im Sinne 
des § 57 Nr. 2 des Reichsbeamtengeſetzes, wenn das Dienſteinkommen einer Witwe 2000 4, 
das einer Waiſe 1000 überſteigt und zwar in der Höhe des Mehrbetrags. In dieſen 
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Fällen iſt daher gleichfalls der zu 1 bezeichneten Reichsbehörde ſeitens der preußiſchen 
Staats-, Kommunal- pp. Behörde eine entſprechende Mitteilung zu machen. Bei früheren 
Beamten der Schutzgebiete ſind die Nachrichten an das Reichs⸗Kolonialamt — bei Beamten 
des Schutzgebiets Kiautſchou an das Reichs⸗Marineamt — zu richten. 


3. Nach § 16 des Beanttenhinterbliebenengeſetzes und gemäß Art. II der Allerh. Ver⸗ 
ordnung vom 23. Mai 1901 ruht das Recht auf den Bezug des Reichs⸗Witwengeldes neben 
einer im Reichs⸗ oder Staatsdienſt im Sinne des § 57 Nr. 2 des Reichsbeamtengeſetzes 
erdienten Penſion über 1500 / in Höhe des Mehrbetrags. In dieſen Fällen iſt daher 
gleichfalls entſprechende Mitteilung, wie vorſtehend unter 2 angegeben, zu machen. 


C. Einziehung oder Kürzung von Wartegeldern 
a. im einſtweiligen Ruheſtande befindlicher preußiſcher unmittelbarer 
Staats beamten. 

1. Nach dem Allerh. Erlaſſe vom 14. Juni 1848 iſt den in den einſtweiligen Ruhe— 
ſtand verſetzten Beamten das Wartegeld, abgeſehen von dem Falle ihrer Penſionierung, nur 
ſolange zu bewilligen, bis ihnen ein anderes öffentliches Amt übertragen wird. Bei Aus⸗ 
führung dieſer Vorſchrift hat als öffentliches Amt jeder Reichs- oder Staatsdienſt im Sinne 
des § 27 Abſ. 2 des Zivilpenſionsgeſetzes zu gelten und iſt ferner § 29 ebendaſ. gleichmäßig 
anzuwenden. 

Die entgegenſtehende Vorſchrift in Abſ. 1 Satz 1 des Runderlaſſes vom 27. Auguſt 1903 
(Min. Bl. f. d. preuß. i. V. S. 191) wird hiermit aufgehoben. 

2. Diejenige Staats⸗, Kommtunal- pp. Behörde, welche einen im einſtweiligen Ruhe 
ſtand befindlichen Beamten anſtellt oder beſchäftigt, hat daher der Behörde, von deren Kaſſe 
die Zahlung und Verrechnung des Wartegeldes erfolgt, oder wenn dieſe nicht bekannt iſt, 
der zahlenden Kaſſe in gleicher Weiſe Nachricht zu geben, wie dies oben unter A a 1 
Ziff. 4 und 5 für den Fall der Anſtellung oder Beſchäftigung eines Penſionärs angeordnet iſt. 


b. im einſtweiligen Ruheſtande befindlicher Reichsbeamten. 

Dasſelbe wie zu a2 wird mit Rückſicht auf § 30 des Reichsbeamtengeſetzes und 
Art. J der Allerh. Verordnung vom 23. Mai 1901 für die in den einſtweiligen Ruheſtand 
verſetzten Reichsbeamten und Beamten der Schutzgebiete angeordnet mit der Maßgabe, daß 
die vorgeſchriebenen Nachrichten an diejenige Reichsbehörde zu richten ſind, bei welcher der 
Reichsbeamte zuletzt angeſtellt war. Bei früheren Beamten der Schutzgebiete ſind die Nach— 
richten an das Reichs⸗Kolonialamt — bei Beamten des Schutzgebiets Kiautſchou an das 
Reichs⸗Marineamt — zu richten. 


Betr. Beſoldungsdienſtalter der aus dem Militärauwärterſtaude hervorgegangenen Beamten. 


Auf den Bericht vom 20. d. M. will Ich, unter Aufhebung der Nr. 3 der von Mir 
unter dem 14. Dezember 1891 genehmigten Beſtimmungen, unter entſprechender Abänderung 
der Nr. 6 derſelben Beſtimmungen, ſowie unter Aufhebung Meines Erlaſſes vom 22. April 1907, 
die anbei zurückerfolgenden „Vorſchriften über die Anrechnung von Militärdienſtzeit auf das 
Beſoldungsdienſtalter der aus dem Militäranwärterſtande hervorgegangenen Beamten“ hier⸗ 
durch genehmigen. 

Berlin, den 22. März 1909. 


(gez.) Wilhelm R. 


(ggez.) Fürſt von Bülow. von Bethmann-Hollweg. von Tirpitz. 
Frhr. von Rheinbaben. von Einem. Delbrück. Beſeler. von Breitenbach. 
von Arnim. von Moltke. Sydow. 


Au das Staatsminiſterium. 


Anlage, 
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Anlage. 


Vorſchriften 
über die 


Anrechnung von Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter der aus dem 
Militäranwärterſtande hervorgegangenen Beamten. 


I. (1) Den Militäranwärtern, die 9 Jahre und darüber im Heere oder in der 
Marine gedient haben, wird bei der erſten etatsmäßigen Anſtellung die Militär- und Marine⸗ 
dienſtzeit: 

a) ſoweit dieſe und die nachfolgende Zivildienſtzeit 12 Jahre überſteigt, bis zu 
3 Jahren, mindeſtens jedoch mit einem Jahre, 
b) ſoweit die Militär- und Marinedienſtzeit und die nachfolgende Zivildienſtzeit 
12 Jahre nicht überſteigt, mit einem Jahre 
auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet. 

(2) Als Zivildienſtzeit iſt anzuſehen die Zeit einer nach dem Ausſcheiden aus dem 
Heere oder der Marine erfolgten informatoriſchen Beſchäftigung, die Zeit des nach dem 
Ausscheiden aus dem Heere oder der Marine abgeleiſteten Probedienſtes (§ 19 der An⸗ 
ſtellungsgrundſätze vom 20. Juni 1907) ſowie eine diätariſche Dienſtzeit, in allen dieſen 
Fällen jedoch nur dann, wenn die Dienſtzeiten in demjenigen Verwaltungszweig, in dem 
die etatsmäßige Anſtellung erfolgt, behufs ihrer Erlangung zurückgelegt find. Mit Ge- 
nehmigung der Zentralinſtanz können indeſſen auch informatoriſche Beſchäftigung, Probe⸗ 
dienſtzeit und diätariſche Dienſtzeit in einem andern Dienſtzweige derſelben Verwaltung oder 
in einer anderen Verwaltung berückſichtigt werden. 

(3) Außer Betracht bleibt die Zeit, während welcher die etatsmäßige Anſtellung 
wegen unzureichender Befähigung des Militäranwärters oder aus anderen in ſeiner Perſon 
beruhenden Urſachen ausgeſetzt worden iſt. 

II. Den Militäranwärtern, die weniger als 9 Jahre im Heere und in der Marine 
gedient haben, wird die tatſächlich abgeleiſtete Dienſtzeit bei der erſten etatsmäßigen Anſtellung 
als mittlere Beamte, Zeichner oder Kanzleibeamte bis zur Dauer eines Jahres auf das 
Beſoldungsdienſtalter angerechnet. 


III. Gendarmen, welche den Zivilverſorgungsſchein, ſei es in der Truppe, ſei es in 
der Gendarmerie, erlangt haben, werden bei ihrem Übertritt in andere Stellen des Zivil 
dienſtes hinſichtlich der Anrechnung von Militärdienſtzeit den Militäranwärtern der Truppe 
gleich behandelt. Das gleiche gilt von Schutzmännern, welche als mittlere Beamte, Zeichner 
oder Kanzleibeamte angeſtellt werden. Die in der Gendarmerie oder in der Schutzmann⸗ 
ſchaft verbrachte Dienſtzeit iſt hierbei als Militärdienſtzeit anzuſehen. Beim Übertritt von 
Schutzmännern in den Unterbeamtendienſt findet eine Anrechnung von Militärdienſtzeit 
nicht ſtatt. 


IV. Werden aktive oder penſionierte Unterbeanite aus der Klaſſe der ehemaligen 
Militäranwärter als mittlere Beanite, Zeichner oder Kanzleibeamte angeſtellt, jo findet eine 
Anrechnung der Militär- und Marinedienſtzeit gemäß Nr. I und II inſoweit ſtatt, als nicht 
ſchon die bei der Anſtellung als Unterbeamter ſtattgehabte Anrechnung von Militär und 
Marinedienſtzeit zu einer gleichen Verbeſſerung des Dienſteinkommens in der neuen 
Klaſſe führt. N N 

Für Verwaltungen, in denen die etatsmäßige Anſtellung in einer Unterbeamtenſtelle 
organiſationsmäßige Vorausſetzung für die Erlangung einer Stelle des mittleren Dienſtes 
iſt, kann bei Militäranwärtern, die 9 Jahre und darüber im Heere oder in der Marine 
gedient haben, im Einvernehmen mit der Finanzverwaltung die in der Unterbeamten⸗ 
ſtelle zurückgelegte Dienſtzeit als Zivildienſtzeit im Sinne der Nr. I angeſehen werden und 
demgemäß eine Anrechnung von Militär- und Marinedienſtzeit bis zu 3 Jahren erfolgen. 

V. Der Militärdienſtzeit ſteht gleich der Dienſt bei den Kaiſerlichen Schutztruppen, 
ferner bei den Polizeitruppen ſowie als Grenz- und Zollaufſichtsbeamter in den Schutz 
gebieten. 
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VI. Die vor dem vollendeten 17. Lebensjahre liegende Militär- und Marinedienſtzeit 
bleibt außer Betracht. 


VII. Vorſtehende Beſtimmungen haben rückwirkende Kraft für alle — auch für die 
in Beförderungsſtellen befindlichen — Militäranwärter mit der Maßgabe, daß Gehaltsnach⸗ 
zahlungen nur für die Zeit vom 1. April 1908 ab ſtattfinden. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. April 1909. 

Vorſtehende Allerhöchſte Order vom 22. März d. Is. nebſt den neuen „Vorſchriften 
über die Anrechnung von Militärdienſtzeit auf das Beſoldungsdienſtalter der aus dem 
Militäranwärterſtande hervorgegangenen Beamten“ wird hierdurch mit dem Bemerken zur 
Kenntnis gebracht, daß wegen anderweiter Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters der in 
Betracht kommenden Beamten Verfügung vorbehalten bleibt. Vorausſichtlich wird dieſe 
em der Durchführung der in Ausſicht genommenen allgemeinen Gehaltsaufbeſſerung 
erfolgen. 

In Vertretung. 


IIa 1809. I 2944. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Handels vertretungen. 
Betr. Vörſenorduung zu Dnisburg⸗Ruhrort. 


Börfenordnung für die Schifferbürſe zu Duisburg-Ruhrort 


vom 5. Januar 1905 unter Berückſichtigung der Nachträge vom 


20. April 
14. November 1905 und 9. Februar 1906 26. Jult 28. Februar 4 90 
16. März 1906 28. September 1906 und 25. März on, 


. 
Die Schifferbörſe zu Duisburg⸗Ruhrort hat den Zweck, den Abſchluß von Schiffs- 
fracht⸗ und Schleppgeſchäften zu erleichtern. Sie ſteht unter der Aufſicht der Handels- 
kammer in Duisburg und hält ihre Verſammlungen in dem Börſengebäude ab.) 


SB 

Der Wirkungsbereich dieſer Börſenordnung erſtreckt ſich auf die geſamten Ruhrhäfen, 
worunter zu verſtehen ſind die an beiden Ufern des Rheins zwiſchen Rheinſtromkilometer 
272 und 291 gelegenen Häfen und Ladeſtellen. 


8 3. 
Die Börſenverſammlung beſteht: 
a) aus den in den Ruhrhäfen verladenden Firmen; 
b) aus den in den Ruhrhäfen verkehrenden Einzelſchiffern, welche das Jahres- 
eintrittsgeld (§ 6) entrichtet haben. 
Unter Einzelſchiffer iſt zu verſtehen der Eigentümer des Schiffes bezw. bei mehreren 
Beteiligten der Vertreter derſelben. 


*) Der Bundesrat hat genehmigt, daß von der Beſtellung eines Staatskommiſſars für die Schiffer⸗ 
börſe Duisburg⸗Ruhrort abgeſehen wird. 
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§ 4. 

Die Börſenverſammlung wählt im Dezember jeden Jahres einen aus 24 Mitgliedern 
beſtehenden Vorſtand. Die der Börſenverſammlung angehörenden Firmen haben 16, die 
Einzelſchiffer 8 Mitglieder zu wählen. 

Die Mitglieder des Börſenvorſtandes müſſen im Beſitze der Staatsangehörigkeit in 
einem deutſchen Bundesſtaate ſein. Jedoch können bis zu 3 Ausländer, welche der deutſchen 
Sprache in Wort und Schrift mächtig ſind, als Mitglieder des Börſenvorſtandes zugelaſſen 
werden. Die Geſchäftsordnung für den Börſenvorſtand wird von der Börſenaufſichtsbehörde 
($ 1) feſtgeſetzt. 


9 5. 
Der Börſenbeſuch ſteht nach Bezahlung der Eintrittskarte ($ 6) jedermann zu; aus— 

geſchloſſen ſind: 

Perſonen weiblichen Geſchlechts; 
Perſonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden; 
Perſonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr 

Vermögen beſchränkt find; 
Perſonen, welche wegen betrüglichen Bankerotts rechtskräftig verurteilt ſind; 
Perſonen, welche wegen einfachen Bankerotts rechtskräftig verurteilt ſind; 
Perſonen, welche ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden; 
Perſonen, gegen welche durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam erklärte 

ehrengerichtliche Entſcheidung auf Ausſchließung von dem Beſuch einer Börſe 

erkannt iſt. 

Die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung zum Börſenbeſuche kann in den Fällen unter 

2 und 3 nicht vor der Beſeitigung des Ausſchließungsgrundes, in dem Falle unter 5 nicht 
vor Ablauf von ſechs Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt, er 
folgen; ſie darf in dem letzteren Falle und ebenſo in dem Falle unter 6 nur ſtattfinden, 
wenn der Börſenvorſtand den Nachweis für geführt erachtet, daß die Schuldverhältniſſe 
ſämtlichen Gläubigern gegenüber durch Zahlung, Erlaß oder Stundung geregelt ſind. Einer 
Perſon, welche im Wiederholungsfall in Zahlungsunfähigkeit oder in Konkurs geraten iſt, 
muß die Zahlung oder Wiederzulaſſung mindeſtens für die Dauer eines Jahres verweigert 
werden. In dem Falle unter 4 iſt der Ausſchluß ein dauernder. 


wu — 


n 


§ 6. 

Wer die Börſe beſuchen will, hat ein für jedes Jahr im voraus zu zahlendes Ein— 
trittsgeld zu entrichten, deſſen Höhe der Börfenvorftand im Dezember jeden Jahres für das 
kommende Jahr nach Maßgabe des aufzuſtellenden Voranſchlags (§ 13) feſtſetzt. Das von 
den Einzelſchiffern zu zahlende Eintrittsgeld darf die Höhe von 3 Mark nicht überſchreiten, 
kann jedoch mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde bis auf 5 Mark erhöht werden. Der 
Börſenvorſtand iſt befugt, Einzelſchiffern eine Ermäßigung oder einen Nachlaß vom Ein 
trittsgelde zu gewähren. Befreit vom Eintrittsgelde find die bei der Börſe amtlich an— 
geſtellten Kursmakler. Gegen Entrichtung des Eintrittsgeldes wird eine Eintrittskarte aus 
gefertigt, welche entweder auf die einzelne Perſon oder auf die Firma lautet und zugleich 
als Legitimation und als Quittung dient. Die Eintrittskarte iſt auf Verlangen der Firma 
in einer der Anzahl der Firmenvertreter entſprechenden Zahl von Nebenkarten auszufertigen. 
Die Eintrittskarte für Einzelſchiffer hat außer dem Namen des Schiffseigentümers auch den 
Namen des Schiffes zu enthalten. Nebenkarten ſind auf Verlangen für diejenigen Per 
ſonen der Schiffsbeſatzung auszuſtellen, welche vom Schiffseigner mit der Vercharterung des 
Schiffes beauftragt ſind. 

Zu einmaligem Beſuche von Nichtmitgliedern werden Tageskarten ausgegeben, deren 
Preis a von dem Börſenvorſtande beſtimmt wird, aber 50 Pfg. nicht über- 
ſteigen darf. 


e 
Der Börſenvorſtand wählt jährlich bei feiner Konſtituierung einen Vorſitzenden und 
zwei Stellvertreter. Die Vertretung des Vorſitzenden durch feine Stellvertreter im Be- 
hinderungsfällen erſtreckt ſich auf ſämtliche Befugniſſe desſelben. Falls weder der Vor— 
ſitzende noch deſſen Stellvertreter an den Verhandlungen teilnehmen, geht der Vorſitz auf 
das nach der Dauer der Tätigkeit eventuell nach den Jahren älteſte Mitglied über. 


217 


§ 8. 
Der Böſenvorſtand hat die Aufgabe und die Befugnis: 

a) die Zeit für die Börſenverſammlungen zu beſtimmen; 

b) die Ordnung in den Börſenverſammlungen aufrechtzuerhalten; 

e) über die Zulaſſung zum Börſenbeſuche reſp. die Ausſchließung von demſelben 
nach den Beſtimmungen der SS 5 bis 6 und 9 zu entſcheiden; 

d) die Notierung der Frachtenpreiſe und Schlepplöhne unter Zuziehung der Kurs— 
makler zu beſorgen; 

e) den Betrag der Maklergebühr durch VBörſenvorſchrift zu regeln; 

1) Börſengebräuche feſtzuſtellen; 

9) die für erforderlich gehaltenen Arbeitskräfte anzuſtellen. 


§ 9. 

Der Börſenvorſtand iſt befugt, Perſonen, welche die Ordnung oder den Geſchäfts— 
verkehr an der Börſe ſtören, ſofort aus den Börſenräumen zu entfernen und ſie mit Aus⸗ 
ſchließung von der Börſe bis zur Dauer von drei Monaten oder mit Geldſtrafe bis zu 
100 Mark zu beſtrafen. 

Die Ausſchließung von der Börſe kann in ſolchem Falle mit Genehmigung der 
Handelskammer durch Anſchlag an der Börſe bekannt gemacht werden. Gegen die Ver⸗ 
hängung einer Strafe findet innerhalb zwei Wochen nach der Verkündigung Beſchwerde an 
die Handelskammer ſtatt. 

Vor Feſtſetzung der Strafe iſt der Beſchuldigte zu verantwortlicher Vernehmung vor 
den Börſenvorſtand zu laden. 

Im Falle feines Ausbleibens wird nach Lage der Akten entſchieden. 

Die Strafgelder fließen in die Kaſſe der Handelskammer und werden von dieſer zu 
gemeinnützigen Zwecken im Intereſſe der Schiffahrt verwandt. 


§ 10. 

Die Börſenſtunden werden durch öffentlichen Anſchlag bekannt gegeben und täglich 
durch ein Zeichen mit der Glocke angekündigt. Für die amtliche Preisfeſtſetzung ſollen nur 
diejenigen Geſchäfte Berückſichtigung finden, welche während der Börſenzeit zum Abſchluſſe 
gekommen ſind. 

Während der Börſenzeit dürfen in der Börſe Fracht- und Schleppverträge, ſoweit ſie 
nicht direkt zwiſchen dem Verlader und dem Schiffer abgeſchloſſen werden, nur durch die 
Kursmakler abgeſchloſſen werden. 


il 

Die Preiſe der Frachten und Schlepplöhne ſind nach Schluß der Börſe unter Zu— 
ziehung der amtlich angeſtellten Kursmakler, welche der Börſenverſammlung beiwohnten, 
von dem Börſenvorſtand unter Mitberückſichtigung der gecharterten Schiffsgrößen feſtzuſetzen. 
Die Feſtſtellung der Frachten und Schlepplöhne erſtreckt ſich in erſter Linie auf Kohlen⸗ 
ladungen. Die Ausdehnung auf andere Güterladungen bleibt der Entſcheidung des Börſen 
vorſtandes vorbehalten. . 

Das die Preisfeſtſetzung leitende Mitglied des Börſenvorſtandes iſt befugt, von den 
Kursmaklern wahrheitsgetreue und nach ſeinem Erfordern ausdrücklich auf ihren 
Amtseid zu nehmende Auskunft darüber zu fordern, zu welchen Preiſen die Geſchäfte ab— 
geſchloſſen ſind. 

Über die Verhandlungen wird ein Protokoll aufgenommen, in das Börſenbuch ein— 
getragen und von den anweſenden Mitgliedern des Börſenvorſtandes und Kursmaklern 
unterzeichnet. a 

Die feſtgeſtellten Preiſe der Frachten und Schlepplöhne ſind ſofort durch den Kurs 
zettel des Börſenvorſtandes bekannt zu machen. Außer den vorbezeichneten Perſonen und 
dem Geſchäftsführer hat niemand zu der Verhandlung über Feſtſetzung der Preiſe Zutritt. 


SB, 

Das Ehrengericht ($ 9 des Reichsbörſengeſetzes) wird durch einen aus fünf Mit⸗ 
gliedern und drei Stellvertretern beſtehenden Ausſchuß der Handelskammer gebildet, der 
von dieſer auf die Dauer von je drei Jahren gewählt wird. Scheidet ein Mitglied oder 
Stellvertreter früher als ſechs Monate vor Ablauf ſeiner Wahlzeit aus, ſo findet für den 
Ausgeſchiedenen eine Erſatzwahl ſtatt. 
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Das Börſenſchiedsgericht (§ 28 des Börſengeſetzes — Reichs⸗Geſetzbl. 1908 S. 215 —) 
zur Entſcheidung von Streitigkeiten, die aus Schiffsfracht⸗ und Schleppgeſchäften entſtehen, 
wird aus Mitgliedern des Börſenvorſtandes gebildet. Jede Partei ernennt, wenn der Wert 
des Streitgegenſtandes an Geld oder Geldeswert die Summe von 500 Mark nicht über⸗ 
ſteigt, einen Beiſitzer, wenn der Wert des Streitgegenſtandes 500 Mark überſteigt, zwei 
Beiſitzer. Den Obmann ernennt die Handelskammer. Die Regelung des Verfahrens 
erfolgt ſeitens der Handelskammer durch beſonderes Regulativ. 


8 13. 


Alljährlich, ſpäteſtens im Monate November, ſtellt der Börſenvorſtand einen Bor- 
anſchlag für die Einnahmen und Ausgaben der Börſe im nächſten Kalenderjahr auf, 
welcher der Aufſichtsbehörde zur Feſtſetzung einzureichen iſt. 

Der feſtgeſetzte Voranſchlag iſt an der Börſe auszulegen und zu veröffentlichen. 

Die jährlich ſtattfindende Verſammlung, durch welche der Börſenvorſtand gewählt 
wird, wählt gleichzeitig zwei Rechnungsprüfer und zwei Stellvertreter, welche die ab- 
geſchloſſene Rechnung des laufenden Jahres zu prüfen haben und Entlaſtung zu erteilen 
befugt ſind. Eine Abſchrift oder ein Abdruck der geprüften Rechnung iſt der Aufſichts⸗ 
behörde zur Kenntnisnahme einzureichen. 

Sollte die Börſe eingehen, ſo überweiſt der Börſenvorſtand den etwaigen Vermögens— 
beſtand der Stadt Ruhrort zu einem gemeinnützigen Zwecke unter Einholung der Zu— 
ſtimmung des Regierungspräſidenten zu Düſſeldorf. 


9 14. 


Die Namen der Mitglieder des Börſenvorſtandes und der angeſtellten Kursmakler 


werden alljährlich bekannt gemacht. Weitergehende Bekanntmachungen ſind dem Ermeſſen 
des Börſenvorſtandes anheimgegeben. 


§ 15. 

Bekanntmachungen, welche auf Erſuchen der Behörde an der Vörſe zu machen find, 
werden im Bureau des Börſenvorſtandes eingereicht, derſelbe hat für den Aushang und 
die erforderliche Aufbewahrung zu ſorgen und demnächſt die geſchehene Veröffentlichung zu 
beſcheinigen. 

Beſcheinigungen über die Preiſe werden von dem Börſenvorſtand unter Beidrückung 
ſeines Siegels erforderlichenfalls erteilt. 


816. 

Anderungen dieſer Börſenordnung erfolgen durch Beſchluß des Börſenvorſtandes unter 
Genehmigung des Miniſters für Handel und Gewerbe und ſind gleich der gegenwärtigen 
Börſenordnung durch Börſenaushang und durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung 
zu Düſſeldorf zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. 


Silk: 

Der Tag des Inkrafttretens dieſer Börſenordnung wird vom Regierungspräſidenten 
beſtunmt und im Amtsblatte der Königlichen Regierung durch ortsübliche Bekanntmachung 
in den Ruhrhäfen veröffentlicht. Gleichzeitig tritt die unterm 11. März 1899 genehmigte 
Börſenordnung außer Kraft. Die auf Grund dieſer Börſenordnung vorzunehmende Neu- 
wahl des Börſenvorſtandes wird von der Handelskammer veranlaßt. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ansübung des Schiffergewerbes. 


Dem Führer des Fiſchdampfers „Baden“ aus Nordenham, Lammert Pauls Reuter, 
geboren am 7. Auguſt 1863 in Iheringsbaek, iſt durch Spruch des Seeamtes in Brake 


vom 2. April d. J. die Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes entzogen worden. 
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Betr. Statiſtik der Seeſchiffahrt. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 66, den 23. April 1909. 


Mit dem Inkrafttreten der Beſtimmungen über die Statiſtik der Seeſchiffahrt vom 
27. Juni 1907 (Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 371) find die früheren Beſtim⸗ 
mungen über die Statiſtik der Seeſchiffahrt, die ſich auf den Bundesratsbeſchluß vom 
7. Dezember 1871 gründeten, nebſt den dazu beſchloſſenen Abänderungen außer Wirkſamkeit 
getreten. Damit ſind auch die preußiſchen Aus führungsvorſchriften vom 9. Dezember 1872 
und die ſpäter ergangenen Vorſchriften, ſoweit ſie den neuen Vorſchriften vom 27. Juni 
1907 nicht mehr entſprechen, hinfällig geworden. Bei Ausführung der neuen Beſtimmungen 
ſind Zweifel entſtanden, inwieweit die preußiſchen Ausführungsvorſchriften noch Geltung 
haben. Zur Klarſtellung der Sachlage und um ein gleichmäßiges Verfahren zu ſichern, 
beſtimme ich deshalb folgendes: 

1. Für jeden Regierungsbezirk, in welchem Seeſchiffe den Heimatshafen haben, iſt nach 
Maßgabe der Beſtimmungen unter Abſchnitt A der Bekanntmachung vom 27. Juni 1907 
(Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 371) von fünf zu fünf Jahren nach dem Beſtand 
am 1. Januar des betreffenden Jahres der Redaktion für nautiſche Veröffentlichungen im 
Reichsamte des Innern ein vollſtändiges Spezialverzeichnis der Seeſchiffe unmittelbar 
einzuſenden. Die Einſendung hat ſpäteſtens zum 1. März des betreffenden Jahres, zum 
nächſtenmal zum 1. März 1914 zu erfolgen. 

Für die Jahre, in denen ein Spezialverzeichnis nicht aufzuſtellen iſt, ſind von Ihnen 
Veränderungsnachweiſungen (Abſchnitt A § 3 der Beſtimmungen) aufzuftellen und all- 
jährlich ſpäteſtens bis zum 1. März an die bezeichnete Redaktion einzuſenden. 

Die Spezialverzeichniſſe und die Veränderungsnachweiſungen für das jchleswig-hol- 
ſteinſche Oſtſeegebiet und das ſchleswig⸗holſteinſche Nordſeegebiet ſind getrennt zu halten. 

In den Vorſchriften über die Führung von Spezialverzeichniſſen der preußiſchen See⸗ 
ſchiffe vom Dezember 1872 find außer Wirkſamkeit getreten § 1, in § 2 die Ziffern 1 bis 14 
und die Ausnahmeſtellung von Papenburg, § 3 und in § 4 die Vorſchriften über die Ein⸗ 
reichung der Verzeichniſſe und Nachweiſungen. 

2. Die Ausführung der Beſtimnumgen unter B der Bekanntmachung vom 27. Juni 
1907 liegt nach dem in Gemeinſchaft mit dem Herrn Finanzminiſter ergangenen Erlaß vom 
28. Dezember 1907 (HMBl. 1908 S. 73) den Hauptzoll, und Hauptſteuerämtern, den 
dieſen nachgeordneten Dienſtſtellen, in einzelnen Fällen auch Hafen- und Schleufenmeiltern, 
auf Helgoland dem Gemeindevorſteher ob. 

3. Die Aufſtellung der Verzeichniſſe der von preußiſchen Seeſchiffen gemachten 
ſelbſtändigen Reiſen zwiſchen außerdeutſchen Hafenplätzen erfolgt für jeden 
Regierungsbezirk hinſichtlich aller Seeſchiffe, die daſelbſt den Heimatshafen haben, nach 
Maßgabe des Abſchnitts C der Beſtimmungen über die Statiſtik der Seeſchiffahrt. Die 
Verzeichniſſe ſind ſpäteſtens zum 1. Mai jeden Jahres an das Königliche Statiſtiſche Landes⸗ 
amt in Berlin SW, Lindenſtraße 28, dem von mir die Aufſtellung der Überſicht übertragen 
iſt, unmittelbar einzuſenden. 

4. Die Nachweiſungen über die Schiffsunfälle von Schiffen aller Flaggen 
an der preußiſchen Küſte ſind fortan lediglich nach Maßgabe der Feſtſetzungen in Ab⸗ 
ſchnitt D der Beſtimmungen über die Statiſtik der Seeſchiffahrt anzufertigen und von den 
zuſtändigen Regierungspräſidenten geſammelt ſpäteſtens bis zum 1. März jeden Jahres dem 
Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte in Berlin W 10, Lützow⸗Ufer 6/8, unmittelbar einzuſenden. 

5. An Stelle der bisherigen Aufſtellung von Verzeichniſſen der verunglückten und 
verſchollenen Seeſchiffe iſt eine Statiſtik der Schiffsunfälle der deutſchen Seeſchiffe 
außerhalb der deutſchen Küſtengewäſſer getreten (Abſchnitt E der Beſtimmungen über 
die Statiſtik der Seeſchiffahrt). Die Reeder haben die Zählkarten (§ 2 a. a. O.) dem 
Regierungspräſidenten, in deſſen Bezirk das Schiff beheimatet iſt, einzureichen. Den Reedern 
ſteht die Befugnis zu, Erläuterungen beizufügen, keineswegs aber dürfen ſie Zählkarten 
über Unfälle ausſcheiden, die von ihnen als minder wichtig angeſehen werden. Die Zähl⸗ 
karten ſind zu ſammeln und ſpäteſtens bis zum 1. März jeden Jahres dem Kaiſerlichen 
Statiſtiſchen Ante in Berlin W 10, Lützow Ufer 6/8, weiterzugeben. 

Sie wollen hiernach das Weitere veranlaſſen. 

Im Auftrage. 
IIb 8659. von der Hagen. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 
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3. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Prüfungszeichen für Handfeuerwaffen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 16. April 1909. 

Ich erſuche Sie, die nachgeordneten Behörden auf die Bekanntmachung des Herrn 
Reichskanzlers, betreffend die veränderten Prüfungszeichen der Birminghamer Prüfungs- 
ſtelle für Handfeuerwaffen vom 20. März 1909, (Zentralblatt S. 81) aufmerkſam zu machen. 

Im Auftrage. 
III 8375. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


Betr. Eiſenbahnbefördernug nener Sprengſtoffe. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. N 
Berlin, den 20. April 1909. 


Die in Nr. 18 des Reichsgeſetzblatts für 1909 enthaltene Bekanntmachung des 
Bundesrats vom 1. April 1909 läßt folgende Sprengſtoffe zur Eiſenbahnbeförderung zu: 
1. Ammoncahücit, 
2. Gelatine-Aſtralit und Gelatine-Wetter⸗Aſtralit, 
3. Gelatine Weſtfalit (Veränderung) und Kohlen-Weſtfalit oder Geſteins-Weſtfalit 
mit den angehängten Zahlen I, II, III uſw., 
Caſtroper Sprengſalpeter, 
Alkalſit I, 
6. Triplaſtit. 
Unter Bezugnahme auf meinen Erlaß vom 14. Februar 1908 (HM Bl. S. 45) teile 
ich mit, daß dieſe Verſendungserlaubnis auf Antrag von 
zu 1. der Fabrik gefahrloſer Sprengſtoffe „Cahücit“ zu Neumarkt i. Oberpfalz, 
zu 2. und 5. der Dynamit-Aktien-Geſellſchaft vormals Alfred Nobel und Cie. 
zu Hamburg, 
zu 3. der Weſtfäliſch⸗Anhaltiſchen Spreugſtoff-Aktien Geſellſchaft zu Berlin, 
zu 4. der Caſtroper Sicherheitsſprengſtoff-Aktien-Geſellſchaft zu Dortmund, 
zu 6. der Sprengſtoffabrik A. und W. Allendorff in Gr.-Salze 
erteilt worden iſt. 


om 


Im Auftrage. 
IIb 4045. von der Hagen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 
1. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Funkenfänger an beweglichen Kraftmaſchiuen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Berlin W. 66, den 19. April 1909. 


Bei den Beratungen wegen Anerkennung von Funkenfängern, die nach $ 4 der Polizei 
verordnung über bewegliche Kraftmaſchinen als wirkſame Einrichtungen zur Vermeidung 
des Funkenauswurfs angeſehen werden können, und bei den angeſtellten Verſuchen mit 
neuen Funkenfängern ſind die nachſtehend aufgeführten, auf der beiliegenden Tafel) dar 
geſtellten Apparate auf Grund der vorgelegten Prüfungszeugniſſe und der Anerkennungen 
ſeitens der Feuerverſicherungsverbände als wirkſam bezeichnet worden: 

Neuhauunsñ᷑/ĩr7 “Tafel, 
Horſtmann r 
Garrett Smith „„ A 
Lehnigk⸗Vetſcha un L•„„öl44⸗ 
Lanz (alt). PP 5 
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) Die Tafel gelaugt hier nicht zum Abdruck. 


Nr. 6 der Tafel, 
(N) A ,,, 7 U. 8 

e JUL JULSTE EE Geyer = 9,30 bl z 
%% ee =» 

Baldenee ¶m 1 - 13 u. 14 - 
Eiſenach & Gollmerr 19 . 8 
! ˙ zei 

‘or 2 BUT ee u - 17 - - 
me Bubaunmm “2.0.00 18 - - 
aeihalle 2. mr „ MR - 19 - - 


Von diefen Apparaten dürfen die unter Nr. 1 bis 5 genannten nur injoweit verwendet 
werden, als ſie bei beſtehenden Anlagen angebracht ſind. Die unter Ar. 6 bis 19 auf⸗ 
geführten Apparate bedürfen nur dann keiner beſonderen Prüfung, wenn ſie von den dabei 
genannten Firmen an den von ihnen ſelbſt gelieferten Keſſeln angebracht werden, da die 
Wirkſamkeit der einzelnen Funkenfänger nur unter den Verhältniſſen gewährleiſtet erſcheint, 
wie ſie bei der Prüfung an beſtimmten Keſſeltypen maßgebend geweſen ſind. 

Im Auftrage. 
III 1992. Neumann. 


2. Arbeiterverſicherung. 
a) Kraukenverſichernug. 
Betr. Anlegung zeitweilig verfügbarer Betriebsgelder (KVG. § 40 Abſ. 5). 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 20. April 1909. 

Eine Zulaſſung mehrerer bei Anlegung von Mündelgeldern nicht in Betracht kommender 
Kreditanſtalten für die gleichzeitige Anlegung der Betriebsgelder einer Ortskrankenkaſſe iſt 
geeignet, ohne zwingenden Grund die Sicherheit des Kaſſenvermögens zu beeinträchtigen 
und die Kaſſenführung ſowie die Überſicht über die Kaſſenverhältuiſſe zu erſchweren. 
Deshalb muß daran feſtgehalten werden, daß für die gedachten Zwecke nur eine einzige 
Kreditanſtalt, die eine ausreichende Sicherheit bietet, in Anſpruch genommen wird. Ich 
erſuche Sie, den Vorſtand der Ortskrankenkaſſe in N. zu veranlalien, von den namhaft ge— 
machten Kreditanſtalten eine zu bezeichnen, für die er die Genehmigung zu erhalten wünſcht. 


Im Auftrage. 
Il 3122 Dr. Hoffmanır. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


Betr. Beſcheinignugen gemäß § 75 des KBG. 

Den nachſtehend benaumten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß; 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Sankt Joſephs⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Düſſeldorf, 

2. Krankenkaſſe der Hutmachergeſellen zu Berlin (E. H.), 

3. Kranken- und Sterbe-Kaſſe für das Gaſt⸗ und Schankwirte Gewerbe (E. H.) in Witten, 

4. Krankenkaſſe der Bauhandwerker in Danzig (E. H.), Sn 

5. Kranken- und Sterbekaſſe der Schiffbauer zu Heubude (E. H.), 

6. Kranken. und Sterbekaſſe zu Michelbach, Haufen, Rückershauſen, Kettenbach, 

Daisbach, Panrod und Strinztrinitatis (E. H.), 
7. Allgemeine Kranken- und Sterbekaſſe (E. H.) in Heſſelbach. 


Berlin, den 24. April 1909. 
„ Y 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 2834 U. Ang. Dr. Hoffmann. 
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b) Schiedsgerichte. 


überſicht über die Geſchäftstätigkeit der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung im 


Sitz 


des Schiedsgerichts 


Königsberg. 


Gumbinnen. 
Allenſtein 
Dai 
Marienwerder. 
Berlin (Stadtkreis) 


Frankfurt a. O. 
Stettin 
„ E. D. B. 
Köslin 8 
Stralſund 
Poſen. es: 
„ E. D. B. 


Bromberg 
5 E. 


Breslau . 
Liegnitz 
eff 
Kattowitz E. D. B. 
Magdeburg 

E E. D. B. 


5 N. K. P. 
„ 
Schleswig 
Altona E. D. B. 
Hannover Den: 
E. D. B. 


Hildesheim . . . . 

Clausthal N. K. P. 

Bid oo 5 8 

Stade. 

Osnabrück 

Aurich 

Münſter 
. E. D. B 


E. D. B. 


. (Reg.-Bez. Potsdant) 


Kalenderjahre 1908. 


Ver⸗ 


Zahl der gal Zahl der 
aus dem |; ! gu ur aus⸗ 2 
Vorjahr neu 100 un⸗ 5 5 N | aus⸗ wär⸗ ſchnillich 
ed ane wege e e- [den ten wer. | ügen Er (ale 
übers gan⸗ fähi⸗ digten erlodi⸗ e tigen Be. fennt⸗ entfallen. 
nomme⸗ 5 digten genden] über⸗ _. weis⸗ den er⸗ 
nen genen gen Streit⸗ Sitzun⸗ auf⸗ niſſe ledigten 
ſachen haupt gen nah⸗ Streit⸗ 
Streitſachen YA j men ale 
464 2308 — 2449 3230 12 95 32 — | 2202| 26 
6 Ba 57 3 5 9 — — 56 19 
293 2514 21 2478 3080 11] 136 99 23851 18 
251 2018 16 1810 4483| 19 89 61 1 1759 20 
177 1712 35 1629 225 12 74 18 2 1549 22 
3 74 1 58 180 23 44 — — 54 14 
60 2354 — | 2365 49 2| 114 88 — 2278 21 
6780 6292 75 6 428 462 647 — 6067 19 
392 5423 77 5 300 438 8 274 — — 5025 19 
11 bil 119 3 2 ul — 1156| 17 
315 3001 18 2916 382 12 | 108 49 20 2811 27 
228 1883| — 1 720 34] 17 868 5 6 16011 20 
6 45 — 36 (15 30 8 — „ 0 & R 
237 1291 20 1293 215 14 60 18 1 11700 22 
50 434 4 43 49 10 u) — 411 29 
299] 3 149“ 41 3 060 347 10] 171 90 10 2 908 18 
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342 1978| 31 1918 371] 16] 102 438 — 1 796 19 
11 64, 73 2 8 Bi — 67 15 
532 4114 27 4006| 613 18 | 180 21 21 3574 22 
18 82 1 76 2380 23 57 u 65 15 
527 2748 — 2582 7480 23114 60 6 2289 22 
961 7043 204 6 769 1031] 13 306 166 1 64183 22 
156 130 — 18 27 18 12 — — 118 10 
278 1 846 28 1766 326 15] 110 60 1 1665 16 
1 25 1 23. 2 8 Al — 23 6 
247 1 532 15 1429 3385 19 60 16 21317 24 
5 49 — 480 6 11 31 — = 481 16 
112 11255 20 1040 1770 14 63 ME 923 17 
158 1020 37 910 2831| 20 39 au 842 23 
3 45 1 43 4 8 S — 41 21 
419 2574 18 2553| 422] 14166 80 — | 2391| 15 
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193 4200 43 1878 155 7 83 13 14 1689 23 
2 Be 44 11 20 61 — 2 39 m 
234 1579 19 1610 184] 10 81 35 24 1440 20 
58 290 — 298 500 14 22 A 287 14 
186 1588 21 1680 73 4 65 28 10 1547 26 
105 905 9 904 97 10 37 | = 794 24 
184 665 10 796 43 5 31 5 662 26 
141 591 5 562 165] 23 27 15 18 474 21 
131 1450 10 1381 1900 12 II 
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Erklärung der Abkürzungen in Spalte 1: 
Eiſenbahndirektionsbezirk. 


E. D. B. 
N. K. P. 


A. K. V. B. 


S. K. V. 


Norddeutſche Knappſchafts⸗Penſionskaſſe. 
Allgemeiner Knappſhaft eden Bochum. 


Saarbrücker Knappſchaftsverein. 


Anmerkung. 


1. Nicht anrechnungsfähige Streitſachen ſind ſolche, bei denen ſich erſt nach Eintragen in die 
Prozeßliſte die örtliche oder ſachliche Unzuſtändigkeit des Schiedsgerichts ergibt. 


2. Als erledigt gelten die Streitſachen, in denen ein Urteil ergangen iſt, oder die durch 


Vergleich, 


durch Anerkenntnis, durch Zurücknahme der Klage oder auf andere Weiſe ihre Erledigung gefunden haben. 
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= f der un⸗ 3 
en nicht erledig⸗ = DER durch⸗ 
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ſachen[ haupt gen nahe Streit⸗ 
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Elberfeld E. D B. 10 50 — 51 9 15 7 — — 45 A 
Eser 15 1091 109 11 9 6 — — 105 18 
Cöliiee. , 81 2852 21 2853 59 2 106 28 61 2627 2 
„E. D B 2 102 2 1024 — — 4 — 3 92 25 
Dien! 504 2158 — 2190 412 18 84 41 9 1825 26 
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St. Johann⸗ Saarbrücken 
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Zuſammen. . . [13114 97109 1167 95 831 13 725 12 [4731 1570 276 87371 20 
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V. Gewerbliche Unterrichts angelegenheiten. 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Seminare für Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. April 1909. 


Nach einer zwiſchen dem Herrn Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten und mir getroffenen Vereinbarung ſind die in Verbindung mit Haus⸗ 
haltungs⸗ und Gewerbeſchulen für ſchulentlaſſene Mädchen eingerichteten Seminare für 
Lehrerinnen der weiblichen Handarbeiten und der Hauswirtſchaftskunde mir unterſtellt. 
Ich erſnche Sie, die in Ihrem Bezirke zurzeit vorhandenen Seminare dieſer Art mir bis 
zum 1. Juni d. Is. anzuzeigen. 

Im Auftrage. 
IV 2655 U. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Fortbildungsſchulen. 
Betr. Perſonalbogen für Leiter und Lehrer von Fortbildungsſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. April 1909. 


Im Anſchluß an den Erlaß vom 18. v. Mts. (IV. 2708) erſuche ich Sie, die durch 
Erlaß vom 31. Juli 1902 (HM Bl. S. 328) vorgeſchriebenen Perſonalbogen auch für die haupt⸗ 
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amtlich augeſtellten Leiter und Lehrer der vom Staate nicht unterſtützten gewerblichen und 
kaufmänniſchen Fortbildungsſchulen vorzulegen und auch in Zukunft ſtets hiernach zu ver 
fahren. Auf Privatſchulen erſtreckt ſich dieſe Anordnung nicht. 


Im Auftrage. 
IV 3521. Dr. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 


3. Fachſchulen. 


Betr. Überſichten über Verfaſſung und Beſuch der Handwerker- uſw. Fachſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. April 1909. 
Durch Erlaß vom 20. Januar 1903 (HM Bl. S. 19/21) iſt die regelmäßige Einreichung 
einer Überſicht über die Verfaſſung und den Beſuch der Handwerker-, Kunſtgewerbe und 
ähnlichen Fachſchulen angeordnet worden. Ich will fernerhin von der Vorlegung der 
Überſicht in dem vorgeſehenen Umfang abſehen und es bis auf weiteres bei der Mit- 
teilung der Schülerzahl zum 1. Juni und 1. Dezember jeden Jahres nach Maßgabe des 
Muſters unter Abſchnitt II der Überſicht bewenden laſſen. 
Sie wollen die in Betracht kommenden Schulverwaltungen hiervon alsbald in 
Kenntnis ſetzen. 
Im Auftrage. 
IV. 3689. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Betr. Schülerzahl der Maſchiueubauſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. April 1909. 

In Abänderung des letzten Abſatzes des Runderlaſſes vom 8. Juli 1901 (SMBl. 
S. 138; vergl. auch den Erlaß vom 8. September 1898, E. 5516) beſtimme ich hierdurch 
zur Verminderung des Schreibwerks, daß mir fortan nur noch Anzeigen über die Geſamt— 
zahlen der in jede einzelne Tages- und Abendklaſſe der höheren und niederen Maſchinen— 
bauſchulen bezw. Hüttenſchulen aufgenommenen und der wegen Platzmangels auf andere 
Schulen verwieſenen Schüler, nicht aber mehr genaue Verzeichniſſe mit Namen, Geburts- 
datum und Wohnort der Schüler durch Vermittelung des zuſtändigen Herrn Regierungs 
präſidenten einzureichen ſind. 

Im Auftrage. 

IV 4300. Dr. Neuhaus. 


An die beteiligten Maſchinenbauſchuldirektionen. 
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